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Hören Sie mir auf 
mit Rot-Grün. Ich 
bin schon geladen. 
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Europawahl 

Brief des Generalsekretärs 
Liebe Freunde, 

der Wahlkampf für die Wahlen zum Europäischen Parla- 

ment am 13. Juni geht auf die Zielgerade. Alle Umfragen zei- 
gen, dass die Union gute Chancen hat, national wieder klar 
vorne zu liegen und damit einen Beitrag zu einer bürgerli- 
chen Mehrheit im EP zu leisten. Dies wäre ein wichtiges Sig- 
nal für ein Europa der Bürger und gegen das Chaos von Rot- 
^rün. Gleichzeitig kann der 13. Juni mit Europawahl, Land- 
*agswahl in Thüringen und fünf Kommunalwahlen uns zu- 
sätzlichen Rückenwind für weitere, wichtige Wahlen in die- 
Sem Jahr geben. • 
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Europawahl 

• Die Mobilisierung unserer eigenen An- 
hänger ist entscheidend. Darauf müssen wir 
unsere Kräfte in den verbleibenden Tagen 
konzentrieren. Wenn es zu der erwarteten, 
eher niedrigen Wahlbeteiligung kommt, 
wiegt jede Stimme doppelt. Deshalb bitte 
ich Sie herzlich, alle Ihre Möglichkeiten zu 
nutzen, um unsere Anhänger zur Stimmab- 
gabe zu motivieren. 

Die Bundespartei hat am 1. Juni ein neu- 
es Wahlkampfformat gestartet. In den letz- 
ten beiden Wochen werden auf deutschen 
Autobahnen so genannte LKW-Roadposter 
unterwegs sein. Seit Donnerstag dieser Wo- 
che ist außerdem unser Kinospot „Deutsch- 
land hat die Nase voll. Von Rot-Grün" in 
über 500 Kinosälen zu sehen. Beide Aktio- 
nen sollen - ebenso wie die Plakatstörer - 
die Zuspitzung der Wahlentscheidung ge- 
gen Rot-Grün unterstützen. 

Diesem Ziel dienen auch drei zusätzliche 
Flugblätter, die im CDUnet bereitstehen und 
die in unterschiedlicher Form die Wahlent- 
scheidung akzentuieren. Nutzen Sie diese 
Möglichkeiten, mit unseren Botschaften zu 

mobilisieren. 
Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, 

dass alle Landes-, Bezirks- und Kreisverbän- 
de sowie alle Funktions- und Mandatsträger 
zu Beginn der kommenden Woche per E- 
Mail einen Wahlaufruf erhalten mit der Bit- 
te, diesen auch über ihre eigenen E-Mail- 
Verteiler an Mitglieder und Anhänger der 

CDU weiterzuleiten. Wir werden in der 
Schlusswoche den Wahlaufruf mit Anzeigen 

in der BILD-Zeitung begleiten. 
Ein Höhepunkt des Wahlkampfes wird 

unsere Abschlusskundgebung am 11. Juni in 
Oberhausen sein. Alle Kreisverbände wur- 
den dazu eingeladen, alle können dazu bei- 
tragen, dass diese Veranstaltung eine ein- 
drucksvolle Demonstration für unsere Sa- 
che wird. Werben Sie dafür, dass möglichst 
viele Ihrer Mitglieder in Oberhausen dabei 
sind. Anmeldungen für Mitglieder sind auch 
online möglich unterwww.cdu.de. 

Liebe Freunde, die Europawahl kann ein 
weiterer Meilenstein auf dem Weg zu einer 
neuen politischen Mehrheit in Deutschland 

sein. Nutzen wir diese Chance und mobili- 
sieren wir gemeinsam unsere Anhänger, 

ihre Überzeugung am 13. Juni durch die 
Stimmabgabe auszudrücken - Deutschland 

und Europa zuliebe. 

Mit freundlichen Grüßen 

0*r 
Jk&jt+rG^   {MA4*Y*- 

Laurenz Meyer 
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Europawahl 

Am 13. Juni haben Sie die Wahl: 

Für ein Europa der Bürger 

O Für mehr Wachstum: Wir kämpfen für ein 

Europa, das auch in Deutschland mehr 

Arbeitsplätze bringt. 

> Für eine handlungsfähige Gemeinschaft: 

Wir wollen nicht, dass die EU mit weiteren 

Beitrittsverhandlungen überfordert wird. 

0 Für mehr Sicherheit: Wir arbeiten für ein 

Europa, das schneller vorankommt beim 

gemeinsamen Kampf gegen Kriminalität und 

Terror. 

O Für starke Regionen und Kommunen: Wir 

stehen für ein Europa, das sich auf wichtige 

Gemeinsamkeiten konzentriert und den 

Menschen vor Ort keine überflüssigen 

Vorschriften macht. 

Gegen das rot-grüne Chaos 

O Gegen Chaos auf dem Arbeitsmarkt: Erst 

werden große Reformen angekündigt, dann 

aber nur dilettantisch umgesetzt. Immer 

enden sie bei Rot-Grün mit weniger Arbeits- 

plätzen. 

O Gegen Chaos bei Steuern und Abgaben: 

Erst wird über die Abschaffung des Sparer- 

freibetrages geredet, dann über eine Pkw- 

Maut. Immer endet es bei Rot-Grün mit 

einem Griff in die Taschen der Bürger. 

O Gegen Chaos bei den Finanzen: Erst wird 

Sparen angekündigt, dann noch mehr 

Schulden gemacht. Immer endet es bei Rot- 

Grün mit neuen Milliardenlöchern. 

O Gegen Chaos bei der Rente: Erst wird private 

Vorsorge gefordert, dann wird sie bestraft. 

Immer endet es bei Rot-Grün mit zerstörtem 

Vertrauen. 

Am 13. Juni CDU 
& 

Deutschland und Europa zuliebe! 



Europawahl 

Bessere Alternativen! 

SPD 
Wirtschaft 

CDU 
Durch chaotische, planlose Politik tausende 
Unternehmen in die Pleite getrieben und Wachs- 
tum abgewürgt. 

Klare Linie schafft Vertrauen: Mehr Freiheit 
durch weniger Bürokratie. Mehr Wachstum 
durch bessere Bedingungen für den Mittelstand. 

Arbeit 

Über 4,4 Millionen offizielle Arbeitslose. Jeden 
Tag fallen üben.ooo Arbeitsplätze weg. 

Mehr Anreize schaffen: Wer arbeitet muss me 
haben als wenn er nicht arbeitet. 

Aufbau Ost 

SPD lässt neue Länder im Stich: Ost-Förder- 
mittel sinken um zwei Drittel. 

Fast jeden Tag neue Vorschläge: Sparerfrei- 
betrag weg, die Ausbildungsplatzabgabe soll 
kommen. 

Mehr Investitionen durch Förderung struktur- 
schwacher Regionen in Ost und West. 

Steuern 

Große Steuerreform: 
Niedriger, einfacher, gerechter. 

Haushalt 

1999 bis 2004 rund 190 Mrd. Euro neue Schulden. 

SPD verspielt die Zukunft unserer Kinder. 

Desaster mit der Lkw-Maut. Jetzt wollen SP 
Minister auch noch eine Pkw-Maut. 

Verlässlicher Sparkurs für eine bessere Zukur 
Unionsgeführte Länder zeigen, wie es geht. 

Maut 

Autofahrer sind nicht die Melkkühe der Nation. 
Schon heute sind zwei Drittel des Benzinpreises 
Steuern. 

004: Deutschland kann mehr. 

Besser für die Menschen. CDU 

V.i.S.d.P.: CDU BundesgeschSftsstelle | Klingelhöferstraße S 110785 E 
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Projekt Wachstum 

Forum Wachstum" 

Deutschland braucht ein nachhaltiges, 
dauerhaftes Wachstum 

Wachstum und Arbeit sind 
die Schlüssel für Wohlstand 
und soziale Sicherheit. Je- 
doch fällt Deutschland im 
internationalen Vergleich 
seit Jahren zurück. Deshalb 
hat die Vorsitzende der 
CDU Deutschlands, Angela 
Merkel, ein Paket von Maß- 
nahmen für mehr Wachs- 
tum gefordert, um so eine 
neue Gründerphase einzu- 
leiten. 

Wachstum sei nötig, da- 
mit neue Arbeitsplätze ent- 
stehen und Deutschland sei- 
nen Wohlstand sichern kön- 
ne, sagte Angela Merkel auf 
dem Wachstumskongress 
der CDU in Erfurt. Tatsache 
sei jedoch, dass Deutschland 
beim Wirtschaftswachstum 
seit Jahren unter dem EU- 

Durchschnitt liege. Um wie- 
der nach vorne zu kommen, 
brauche das Land neue poli- 
tische Rahmenbedingungen, 
forderte die Vorsitzende. 

Wenn es neue technische 
Entwicklungen gebe, müsse 
die Politik dazu beitragen, 
dass sich Innovationen und 
moderne Arbeitsverhältnisse 
etablieren könnten, bekräf- 
tigte die Oppositionsführe- 
rin. Die Unternehmen stün- 
den heute in einem harten 

Wettbewerb, in dem flexib- 
lere Bedingungen benötigt 
würden. Insbesondere im Ar- 
beits- und Steuerrecht, aber 
auch im Bereich der sozialen 
Sicherungssysteme seien An- 
passungen an die Herausfor- 
derungen der Wissensgesell- 
schaft erforderlich. 

Angela Merkel machte 
deutlich, dass der klassische 
Flächentarifvertrag nicht 
mehr ausreiche, um der un- 
terschiedlichen Wettbewerbs- 
situation einzelner Unter- 
nehmen gerecht zu werden. 
Deshalb müsse der Gesetz- 
geber Öffnungsklauseln und 
betriebliche Bündnisse für 
Arbeit rechtlich abgesichert 
durchsetzen. In diesem Zu- 
sammenhang sprach sich die 
CDU-Vorsitzende für ein Zu- 
wanderungsgesetz aus, das 
den Zuzug der weltweit be- 
sten Köpfe nach Deutsch- 
land ermögliche. Einer Zu- 
wanderung in die sozialen Si- 
cherungssysteme erteilte 
Merkel jedoch eine klare Ab- 
sage. 

Auch die Zusammenle- 
gung von Arbeitslosen- und 
Sozialhilfe sei „kein Selbst- 
zweck", unterstrich die Par- 
tei- und Fraktionsvorsitzen- 
de. Vielmehr gehe es darum, 

niedrig bezahlte Tätigkeiten 

künftig in Deutschland wie- 
der anbieten zu können. An- 
sonsten gingen diese Ar- 
beitsplätze entweder durch 
Abwanderung verloren oder 
die Arbeit würde in Schwarz- 
arbeit erledigt. Um legale 
Beschäftigung in einem 
Niedriglohnsektor zu för- 
dern, plädierte Angela Mer- 
kel für eine Kombination von 
staatlichen Transferleistun- 
gen und im ersten Arbeits- 
markt erzielten Löhnen. 

Denn die Union vertrete den 
Grundsatz: „Wer arbeitet, 
muss mehr haben, als wenn 
er nicht arbeitet". 

Außerdem will die CDU 
die sozialen Sicherungssys- 
teme so umgestalten, dass 
der Faktor Arbeit beispiels- 

weise von den Kosten für die 
Krankenversicherung entla- 
stet wird. Alle diese Maß- 
nahmen würden dazu beitra- 
gen, die Unternehmen hier 

zu halten und das Land für 
Investoren wieder attraktiv 

zu machen, unterstrich An- 
gela Merkel. 

Die CDU-Vorsitzende ver- 
wies darauf, dass die neuen 
Länder bereits an vielen 
Stellen zukunftsfähige Wege 

gegangen   seien.   Insbeson- 
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Projekt Wachstum 

dere die Ministerpräsiden- 
ten in Thüringen und Sach- 
sen hätten hier eine Vorrei- 
terrolle gespielt. Während 
die CDU auf die Herausfor- 
derungen der Wissensgesell- 
schaft Antworten formuliert 
habe, könne sich die SPD 
immer noch nicht entschei- 
den, wie sie auf die neuen 
Bedingungen reagieren soll. 
Deutschland könne es sich 
jedoch nicht leisten, weiter- 
hin „Experimentierfeld" ei- 
ner rot-grünen Bundesregie- 
rung zu sein. 

Der thüringische Mini- 
sterpräsident Dieter Althaus 
sieht sein Land auf der Über- 
holspur. „Wir haben in den 
letzten 14 Jahren einen bei- 
spielhaften Strukturwandel 
geschafft", sagte Althaus in 
seiner Rede. Inzwischen wei- 
se Thüringen mit 8,2 Prozent 
das höchste Industriewachs- 
tum in ganz Deutschland auf 
dank einer Politik, die den 
Mittelstand konsequent un- 
terstütze. Auch der Beschäf- 
tigungszuwachs von 3,2 Pro- 
*ent zeige deutlich, dass das 
Bundesland auf dem richti- 
gen Weg sei. 

Dieter Althaus verwies 
auf das Beispiel Jena um 
deutlich zu machen, wie 
Positiv sich ein geglücktes 
^usammenspiel von For- 
Schung, Entwicklung und 
Unternehmensansiedlungen 
auf das Wirtschaftswachs- 
^rn   auswirke.   Vorausset- 

Angela Merkel, Dieter Althaus, Laurenz Meyer 

zung dafür seien jedoch kla- 
re politische Rahmenbedin- 
gungen, die den Struktur- 
wandel beschleunigten, sag- 
te Althaus. Anstatt sich die 
erfolgreichen Bundesländer 
zum Vorbild zu nehmen, ver- 
schließe Rot-Grün jedoch 
die Augen vor der Wirklich- 

keit und produziere weiter- 
hin nur Stillstand und Ar- 
beitslosigkeit. Von daher 
könne es niemanden wirk- 
lich überraschen, dass sich 
seit 1998 die Schere zwi- 
schen Ost und West wieder 
öffne. 

Ungeachtet des rot-grü- 
nen Gegenwindes aus Berlin 
hat es der Ministerpräsident 
vor allem wegen seiner mit- 
telstandsfreundlichen Poli- 
tik erreicht, dass sich das 
Bundesland als wettbewerbs- 
fähiger Wirtschaftsstandort 
mitten in Europa behaupten 
konnte. Neben mehr Freiräu- 
men für Wirtschaft und 
Technologieförderung enga- 
giert sich der CDU-Politiker 
für   eine   qualitätsgerechte 

und leistungs- 
fähige Bil- 
dungspolitik. 
„Das Bildungs- 
system nimmt 
eine Schlüssel- 
rolle ein, wenn 
es um die Zu- 
kunftsfähig- 

keit des Landes 
geht", unter- 
strich Althaus. 

Denn insbesondere die Qua- 
lität der Bildung entscheide 
über die dauerhaften Wachs- 

tumschancen Thüringens. 
Mit Blick auf die Land- 

tagswahl am 13. Juni sagte 

der Ministerpräsident, die 
CDU stehe bereit, weiterhin 
hart für den Erfolg des Bun- 
deslandes zu arbeiten. Zu- 
gleich verwies er darauf, 
dass die Grünen in Thürin- 
gen alle wichtigen Zukunft- 
sprojekte blockiert hätten. 
„Die Grünen können zur Zu- 
kunftsfä! igkeit des Landes 
nichts beitragen", versicher- 
te Althaus. Wenn die Men- 

schen die positive Stimmung 
im Land erhalten sowie eine 
Politik für Wachstum und 
Beschäftigung wollten, müs- 
sten sie bei der Landtags- 
wahl wieder der CDU ihre 
Stimme geben. „Wir brau- 
chen keinen Zickzackkurs", 
bekräftigte Althaus. Damit 
es für Thüringen eine gute 
Zukunft geben könne, seien 
klare politische Mehrheiten 
erforderlich. 
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Gegen US-Dollar als alleinige 
„Ölwährung"für den Euro-Raum 

Die Europäische Kommis- 
sion soll als Reaktion auf 
die Ölpreisentwicklung 
der vergangenen Monate 
eine europäische Strategie 
zur mittelfristigen Stabili- 
sierung der Rohölpreise 
vorzulegen. 

Das fordert der Spitzen- 
kandidat der CDU Deutsch- 
lands für die Europawah und 
Vorsitzende der EVP-ED- 
Fraktion im Europäischen 
Parlament, Hans-Gert Pötte- 
ring. In einem Schreiben an 
die für Energiepolitik zustän- 
dige stellvertretende Präsi- 
dentin der EU-Kommission, 
Loyola de Palacio, forderte 
der Vorsitzende der größten 
Fraktion im Europäischen 
Parlament die EU-Kommissi- 
on auf, sowohl kurzfristige 
Lösungswege zu einer Ver- 
stetigung des Preisniveaus 
zu skizzieren als auch dem 
neu gewählten Europäischen 
Parlament nach der Som- 
merpause eine Strategie vor- 
zuschlagen, wie die Europäi- 
sche Union den wirtschaftli- 
chen Risiken dauerhaft stei- 
gender Ölpreise begegnen 
könne und die Versorgungs- 
sicherheit gewährleistet 
werden kann. Pöttering wies 
auf die Gefahren weiter 
steigender Ölpreise für den 

Hans-Gert Pottering 

so genannten „Lissabon- 
Prozess" einer dynamischen 
europäischen Wirtschafts- 
entwicklung hin, sowohl für 
die Produktionskosten roh- 
stoffintensiver Branchen als 
auch für den privaten Kon- 
sum. Es sei Aufgabe der EU- 

Kommission, sowohl neue 
Strategien für den künfti- 
gen Umgang mit einem 
endlichen Rohstoff zu ent- 
wickeln als auch die außen- 
politischen Konsequenzen 
sich ändernder Lieferströ- 
me zu berücksichtigen. 

Denkbar sei dabei die 
Entwicklung einer Korb- 
Währung aus US-Dollar, Eu- 
ro und anderen europäi- 
schen Währungen, um den 
Ölpreis in der Europäischen 

Union besser von Schwan- 
kungen des US-Dollars abzu- 
koppeln. Auch müsse die Eu- 
ropäische Union nach We- 
gen suchen, sich gegen mög- 
liche Versorgungskrisen bes- 
ser als bisher abzusichern. 

EU-VERFASSUNG 

Hans-Gert Pöttering hat 
Äußerungen widerspro- 
chen, wonach die Europäi- 
sche Verfassung nur dann 
in Kraft treten kann, wenn 
alle 25 EU-Mitgliedstaaten 
ihre nationalen Ratifizie- 
rungsverfahren erfolgreich 
abgeschlossen haben. Pöt- 
tering vertrat die Auffas- 
sung, dass der Verfassungs- 
text auch dann in Kraft tre- 
ten sollte, wenn sich eines 
oder mehrere Mitgliedslän- 

der dagegen entscheiden 

sollten. Zudem äußerte er 
Sympathie für den Vor- 
schlag eines EU-weiten Re- 
ferendums zum Verfas- 
sungsvertrag, „allerdings 

nur, wenn es in allen 25 
Staaten gleichzeitig statt- 
findet und wenn ihm eine 
ausführliche Informations- 

phase vorausgeht". Aus- 
schlaggebend müsse dabei 
das Gesamtergebnis auf eu- 

ropäischer Ebene sein. 
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Bundesfachausschuss Medienpolitik 

CDU fordert Verbot der Beteiligung von 
Parteien an Medienunternehmen 

Der Bundesfachausschuss 
Medienpolitik der CDU 
Deutschlands hat auf seiner 
letzten Arbeitssitzung fol- 

gende Beschlüsse gefasst: 
1. Der BFA unterstützt 

auf Basis eines gemeinsam 
entwickelten Konsenses al- 
ler Beteiligten eine maßvolle 
Anpassung der Rundfunkge- 
bühren für die nächste Ge- 
bührenperiode. Es soll ge- 
prüft werden, ob eine Ge- 
bührenerhöhung unterhalb 
des KEF-Vorschlages mög- 
lich ist. Die Gebührener- 

höhung soll spätestens zum 
1. Juli 2005 in Kraft treten. 
Der BFA unterstützt die Be- 
strebungen der öffentlich- 
rechtlichen Anstalten, wei- 
tere Einsparpotenziale mit- 
telfristig zu benennen und 
umzusetzen. 

2. Der BFA fordert BM 
Clement auf, endlich einen 
Gesetzentwurf zur Ände- 
rung des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkun- 

gen (GWB) vorzulegen, der 
für den Bereich der Pressefu- 
sionen eine konsensfähige 
Lösung anbietet, welche die 
Publizistische Vielfalt ge- 
währleistet, Kooperationen 
erleichtert und Verlagen 
darüber hinaus die Mög- 
lichkeit gibt, sich im verän- 

Günther H. Oettinger, Vorsitzender des 
Bundesfachausschusses Medienpolitik 

derten nationalen Medien- 
markt wirtschaftlich zu be- 

haupten. 
3. Direkte und indirekte 

Beteiligungen von politi- 
schen Parteien an Verlagen 
oder Medienunternehmen 
gehören, abgesehen von rei- 
nen Parteizeitungen, nicht in 
eine freiheitlich-demokrati- 
sche Grundordnung. Das 
Verbot für Parteien, sich mit- 
telbar und unmittelbar an 
Privatrundfunkveranstaltern 
zu beteiligen, soll in allen 

Landesrundfunkgesetzen 
nach dem Vorbild unter an- 
derem der Länder Baden- 
Württemberg und Hessen 
umgesetzt werden. Ein Ver- 
bot der Beteiligung von Par- 
teien an Medienunterneh- 
men ist darüber hinaus im 
Parteiengesetz  des  Bundes 

anzustreben. Gleichzeitig ist 
zu prüfen, ob durch Ände- 
rung der Landespressegeset- 
ze Parteien die Beteiligung 
an Verlagen und Zeitungen 
untersagt werden kann. So- 
lange die Beteiligung von 
Parteien an Verlagen und 
Zeitungen nicht verboten 
ist, sollte durch Änderung 
der Landespressegesetze ei- 
ne Impressumspflicht einge- 
führt werden, die allen Ta- 
ges- oder Wochenzeitungen 
die regelmäßige Veröffentli- 
chung aller Beteiligungsver- 
hältnisse vorschreibt. 

4. Der BFA erwartet, 
dass die aktuelle Entwick- 
lung beim Breitbandkabel 
dazu beiträgt, dass Ausbau, 
Aufrüstung und Digitalisie- 
rung des Breitbandkabels 
wieder in Schwung kommen 
bzw. beschleunigt werden, 
damit das Breitbandkabel 
als wichtige Säule der Kom- 
munikations-Infrastruktur 
in Deutschland auch inter- 
nationalen Maßstäben ge- 
recht wird. Dies ist die Basis 
für eine positive Entwick- 
lung des Wirtschafts- und 
Medienstandorts Deutsch- 
land. Der chancengleiche 
und diskriminierungsfreie 
Zugang muss gewährleistet 
sein. 
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Zuwanderung 

Zuwanderung wird gesteuert und begrenzt. 
Union schafft mehr Sicherheit. 

Die Union will ein Zuwan- 
derungsgesetz, dass die Zu- 
wanderung nach Deutsch- 
land im nationalen Inter- 
esse steuert und begrenzt. 
Dazu gehören Regelungen 
in den Bereichen Arbeits- 
migration und Zuwande- 
rung aus humanitären 
Gründen. 

Außerdem muss die In- 
tegration der hier lebenden 
Ausländer deutlich verbes- 
sert werden. Angesichts 
vielfältiger krimineller und 
terroristischer Bedrohungen 
muss ein Zuwanderungsge- 
setz darüber hinaus Deutsch- 
land sicherer machen. Die 
jetzt getroffenen politischen 
Abmachungen zeigen, dass 
unsere jahrelange Arbeit 
und unser zähes Verhandeln 
richtig waren. 

1. Steuerung und 
Begrenzung 

Gegenüber dem ursprüng- 
lichen rot-grünen Gesetz- 
entwurf ist die Bundesregie- 
rung jetzt auf wesentliche 
Forderungen zur Begrenzung 
und Steuerung der Zuwan- 
derung von CDU und CSU 
eingegangen. Dazu zählen 
insbesondere: 

Arbeitsmigration 
a) Der Anwerbestopp 

bleibt grundsätzlich beste- 
hen. Die Zuwanderung auf 
den Arbeitsmarkt kann nach 
unseren Vorstellungen ge- 
steuertwerden. 

b) Im nationalen Interes- 
se wird der Arbeitsmarkt für 
Hochqualifizierte, Selbst- 
ständige und Studienabsol- 
venten geöffnet. 

c) Die Zuwanderungs- 
möglichkeit aus demografi- 
schen Gründen ohne kon- 
kreten Arbeitsplatznachweis 
- das so genannte „Punk- 
tesystem" - wird ersatzlos 
gestrichen. 

Humanitäre Zuwanderung 

Die notwendige Akzep- 
tanz für den Schutz von po- 
litischen Flüchtlingen wird 
nur dann erreicht, wenn 
ausschließlich tatsächlich 
politisch Verfolgte und ech- 
te humanitäre Notfälle auf- 
genommen werden. 

d) Die Formulierungen 
zum Schutz vor nichtstaat- 
licher und geschlechtsspe- 
zifischer Verfolgung orien- 
tieren sich eng am Wort- 
laut der entsprechenden 
Richtlinien der Europäi- 
schen Union und entspre- 
chen damit dem Inhalt der 

Genfer  Flüchtlingskonven- 
tion. 

e) Für die Duldung von 
grundsätzlich ausreisepflich- 
tigen Ausländern wurde ei- 

ne akzeptable Lösung ge- 
funden. 

f) Es wird keine Altfallre- 
gelung geben. 

g) Für humanitäre be- 
sonders problematische Ein- 
zelfälle wird eine Härtefall- 
regelung geschaffen, die 
nach Maßgabe der Vorstel- 
lungen der Union ausgestal- 
tet ist. Ein neuer Rechtsweg 
wird nicht eröffnet. 

2. Integration 

h) Der Bund übernimmt 
die Kosten für Integrations- 
kurse in voller Höhe. Länder 

und Kommunen werden so 
vor weiteren finanziellen 
Belastungen geschützt. 

i) Bei willkürlicher Ver- 
weigerung der Teilnahme an 
einem Integrationskurs wer- 
den Sanktionen vorgesehen, 
und zwar bis hin zur Ableh- 
nung einer Verlängerung der 
Aufenthaltserlaubnis. 

j) Ein großer Erfolg für 
die Union ist auch die ur- 
sprünglich von Rot-Grün 

nicht vorgesehene Einbezie- 
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Zuwanderung 

hung der bereits hier leben- 
den Ausländer, um durch 
diese „nachholende Integra- 
tion" Parallelgesellschaften 

zu vermeiden. 

3. Mehr Sicherheit 

Das notwendige Behar- 
ren der Union, den untrenn- 
baren Zusammenhang zwi- 
schen Zuwanderung und In- 
nerer Sicherheit auch bei 
diesem Gesetzesvorhaben 
beizubehalten, hat sich ge- 
lohnt. Obwohl die Grünen 
vor wenigen Wochen die Ge- 
spräche für beendet erklärt 

haben und diese Position 
durch einen Parteiratsbe- 

schluss untermauert hatten, 
wurde jetzt von Rot-Grün 
Zentralen Forderungen von 
CDU und CSU zugestimmt. 
Damit hat sich die Union 
durchgesetzt und einen subs- 
tanziellen Sicherheitsge- 
winn für Deutschland erzielt: 

k) Terrorverdächtige und 
Top-Gefährder können auf- 
grund einer tatsachenge- 
stützen Gefahrenprognose 
abgeschoben werden. Dage- 

gen gibt es nur eine Rechts- 
Schutzinstanz vor dem Bun- 
desverwaltungsgericht. Not- 
falls - wenn Abschiebungs- 

bindernisse bestehen - wird 
durch Einschränkung der 
Bewegungsräume, Aufent- 
haltskontrollen und strafbe- 
wehrte Kommunikationsver- 

bote erhöhte Sicherheit er- 

reicht. 
I) Hassprediger und gei- 

stige Brandstifter können 
ausgewiesen werden. 

m) Schleuser, die zu Frei- 
heitsstrafen ab einem Jahr 
verurteilt worden sind, müs- 
sen ausgewiesen werden. 

n) Vor Erteilung unbe- 
fristeter Niederlassungs- 
erlaubnisse und im Einbür- 
gerungsverfahren erfolgt ei- 
ne Regelanfrage beim Ver- 
fassungsschutz. 

o) Eine Warndatei für 
das Visumverfahren wird 
auf europäischer Ebene ein- 
gerichtet. Wenn dies bis 
2006 nicht erfolgt ist, ent- 
steht die Datei auf nationa- 

ler Ebene. 

4. Belastbare und 
verlässliche Gesetzes- 

formulierungen 

Die politische Einigung 
über eine substanzielle Ver- 
besserung der Sicherheits- 
lage in Deutschland und die 
umfangreichen Zugeständ- 
nisse von Rot-Grün bei der 

Steuerung und Begrenzung 
von Zuwanderung sowie der 
Integration lassen es aus- 
sichtsreich erscheinen, ei- 
nen gemeinsamen Gesetz- 
entwurf zu erarbeiten. 

Mit der Ausformulierung 
des Gesetzestextes sind 
Bundesinnenminister   Schi- 

ly, der Saarländische Minis- 
terpräsident Peter Müller 
und der Innenminister des 
Freistaates Bayern, Dr. Gün- 
ther Beckstein betraut. Die 
Tatsache, dass die konkre- 
ten Ausformulierungen oh- 
ne Beteiligung der Grünen 
vorgenommen werden, ist 
eine wichtige Vorausset- 
zung dafür, dass die politi- 
schen Vorgaben von Uni- 
onsspitze und Kanzler ein- 
gehalten werden. 

Endgültig entschieden 
wird dann im Vermittlungs- 
ausschuss (spätestens am 
30. Juni 2004), wenn die die 
ausgearbeiteten Gesetzes- 
texte vorliegen. 

SERVICEPUNKT 

Nachrichten direkt auf 
Ihre Homepage 

Mit dem Start des überar- 
beiteten Internetauftritts 
www.cdu.de bietet die 
CDU-Bundesgeschäfts- 
stelle auch einen neuen 

Service an. Mit einem kos- 
tenlosen Abonnement ei- 
nes RSS-Newsfeeds erfah- 
ren Sie laufend, welche 
neuen Meldungen in un- 
serem Angebot erschei- 
nen. Auch dann, wenn Sie 
www.cdu.de gerade nicht 
besuchen. 
Alle weiteren Infos finden 
Sie auf www. cdu.de unter 
„Service Bereich" 
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Aus den Ländern 

Kommunalwahl-Saarland 

Wahl-Manifest verabschiedet 
„Wir übernehmen Verant- 
wortung für die Zukunft 
unseres Landes" - unter 
diesem Motto steht das 
Wahlmanifest der CDU 
Saar, das auf dem kleinen 
Parteitag der saarländi- 
schen Christdemokraten in 

Saarbrücken verabschie- 
det wurde. 

Die Union setzt sich darin 
für handlungsfähige und 
starke Kommunen im Saar- 
land ein. Dafür notwendig ist 
vor allem eine vorausschau- 
ende und nachhaltig ange- 
legte Kommunalpolitik, ins- 
besondere durch die Aus- 
richtung der Politik am de- 
mographischen Wandel, dem 
Wohl des Gemeinwesens 
und an den Interessen der 
zukünftigen Generationen. 
Der CDU-Landesvorsitzende 
und Ministerpräsident Peter 
Müller und der CDU-Spit- 
zenkandidat für das Amt 
des Oberbürgermeisters von 
Saarbrücken, Staatssekretär 
Josef Hecken, präsentierten 
das Wahlmanifest gemein- 
sam in Saarbrücken der Öf- 
fentlichkeit. Wahlziel ist es, 
bei den Kommunalwahlen 
am 13. Juni 2004 die Position 
der CDU als stärkste kom- 
munalpolitische Kraft des 
Saarlandes zu festigen und 
auszubauen. 

„Nach dem Regierungs- 
wechsel vor fast fünf Jahren 
gibt es endlich wieder Auf- 
bruchstimmung und Opti- 
mismus im Lande. Wir ha- 
ben die Wirtschaft dieses 
Landes von der Konzen- 
tration auf altindustrielle 
Strukturen befreit und Kurs 
genommen auf die Wachs- 
tumsmärkte von morgen", 

beschreibt Ministerpräsi- 
dent Peter Müller die Lage 
fünf Jahre nach dem Re- 
gierungswechsel in Saar- 
brücken. Sein ehrgeiziges 
Ziel: „Wir wollen auch die 
Kommunen „fit machen", 
mit diesen Veränderungen 
fertig zu werden, wir wollen 
den Wandel gestalten und 
damit Zukunftsverantwor- 
tung übernehmen." 

Besondere Bedeutung 
kommt der Landeshaupt- 
stadt    Saarbrücken    zu, 

schließlich 

soll diese „als 
Motor des 
Aufsteiger- 

landes Saar- 
land" wieder 
ihre Attrakti- 
vität als Wirt- 
schafts- und 
Kulturstan- 
dort zurück- 

gewinnen. „In 
Saarbrücken 

ist in den letzten Jahren viel 
zu viel versäumt worden. 
Notwendige Entscheidun- 

gen für die Zukunft der 
Menschen sind immer wie- 
der vertagt worden. Still- 
stand und Stagnation waren 
die prägenden Elemente", 
berichtet der Spitzenkandi- 

dat der CDU für das Amt 
des Oberbürgermeisters, Jo- 
sef Hecken. „Wir als CDU 
in Saarbrücken wollen und 
werden uns dieser Heraus- 

forderung stellen." 
Weitere Schwerpunkte 

des Wahlmanifests sind un- 
ter anderem der weitere 
Ausbau der kommunalen 

Infrastruktur, Reformen in 
der öffentlichen Verwal- 
tung, eine familienfreund- 

lichere Gesellschaft, aber 
auch ein Mehr an Eigenver- 

antwortung und innerer Si- 

cherheit. 
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Aus den Ländern 

Hamburg 

Von Beustzum Bürgermeister des 
Jahres gekürt 

Der Hamburger Regie- 
rungschef Ole von Beust 
ist wegen seiner Reform- 

freudigkeit zum Bürger- 
meister des Jahres gekürt 
worden. 

Die Initiative Neue Sozia- 
le Marktwirtschaft (INSM) 
und das Magazin „Wirt- 
schaftswoche" begründeten 
ihre Entscheidung am Mitt- 
woch mit der hohen Zahl der 
Existenzgründungen in der 
Hansestadt, der sinkenden 

Zahl der Sozialhilfeempfän- 
ger, der Verschlankung der 
Verwaltung und dem Lei- 
stungsangebot im Internet. 
..Hamburg hat seine Kom- 
munalpolitik konsequent 
umgekrempelt und damit Er- 
folg gehabt", sagte der Ku- 
ratoriumsvorsitzende der 
'NSM, der ehemalige Bun- 
desbankpräsident Hans Tiet- 
meyer, bei der Präsentation 
in Berlin. Der stellvertreten- 
de Chefredakteur der „Wirt- 

schaftswoche", Klaus Meth- 
fessel, begründete die Preis- 
verleihung mit den Worten: 
»Wer mehr Reformbereit- 

schaft will, muss damit nicht 
nur im Bundestag, sondern 
bei den Menschen in den 
Städten beginnen." Ham- 

burg nehme nun einen Spit- 

Ole von Beust 

zenwert bei den Existenz- 
gründungen ein und bekom- 

me die Kosten für Transfer- 
leistungen immer besser in 
den Griff, begründete INSM- 
Geschäftsführer Tasso Enz- 
weiler die Wahl. Beispiels- 
weise würden die Kosten im 
Personennahverkehr zu 82 
Prozent gedeckt. Die Ziel- 
vorgabe, bei der Beantra- 
gung eines Personalauswei- 
ses nicht länger als zehn Mi- 
nuten warten zu müssen, 
werde im Durchschnitt noch 
unterschritten. Für Bürge- 
ranfragen solle im Septem- 
ber ein Callcenter eingerich- 
tet werden. Ein positives Exi- 
stenzgründerklima und soli- 
de Finanzen zeichnen den 
Angaben zufolge auch die 
Städte auf den Plätzen aus: 
die   CDU-geführten   Städte 

Stuttgart unter Wolfgang 
Schuster und Düsseldorf un- 
terJoachim Erwin. 

Bürgermeister Bot- 
schafter der Reform- 

politik 

Methfessel betonte, dass 
bei der Auswahl der Stadt 
mit dem reformfreudigsten 
Bürgermeister nur Faktoren 
gezählt hätten, die diese 
auch selbst beeinflussen kön- 
nen. Als Kriterien dienten die 
Modernisierung der Verwal- 
tung, die Verbesserung der 
Wirtschaftsförderung, die 
Haushaltssanierung und die 
Reform der Arbeitsmarkt- 
und Sczialpolitik. Der Aus- 
wertung zu Grunde lagen 
empirische Daten, eine Un- 
ternehmerbefragung, exem- 
plarische Projekte und Inter- 
views mit den Spitzen der 
Rathäuser. Tietmeyer sprach 
sich dafür aus, den Kommu- 
nen wieder mehr Eigen- 
verantwortung und Gestal- 
tungsspielraum zu geben. 
Die Bürgermeister seien „ei- 
ne Art Botschafter der Re- 
formpolitik und sollten auf 
Bundesebene entsprechen- 
des Gewicht haben". 

l8|04l 



Gesundheitspolitik 

Organspenden gesellschaftlich aufwerten 
Die CDU-Vorsitzende An- 
gela Merkel hat die Bürger 
anlässlich des Tags der Or- 
ganspende zu einer erhöh- 
ten Organspendebereit- 
schaft aufgefordert. 

Die Spende sei der Aus- 
druck großer Solidarität und 
müsse auch entsprechend 
gewürdigt werden. Als Zei- 
chen ihrer Unterstützung 

und um mit gutem Beispiel 
voranzugehen unterzeich- 
nete Merkel ihren eigenen 
Organspendeausweis. 

Gemeinsam mit Profes- 
sor Günter Kirste, Vorstand 
der Deutschen Stiftung Or- 
ganspende, und Julia Klöck- 
ner, zuständige Unionsbe- 
richterstatterin in der En- 
quete-Kommission „Ethik und 
Recht der modernen Medi- 

zin", wies Merkel auf die zu 
geringe öffentliche Diskussi- 
on der Organspende hin. 
„Organspende ist ein Thema, 
das nur gemeinsam zum Er- 

folg führen kann. Hier sind 
Medizin, Medien und Politik 
gefragt", so Merkel. Beson- 
ders hervorzuheben sei hier 

auch die Funktion der Kran- 
kenkassen. Im Bereich der 
Information hätten sie eine 
wichtige Funktion. Eine Stu- 
die habe ergeben, dass 60 
Prozent der Befragten ihre 
Organe zur Verfügung stel- 
len würden. Dennoch hätten 

Günter Kirste, Angela Merkel und Julia Klöckner 

nur 12 Prozent einen ent- 
sprechenden Ausweis. „Die- 
se Diskrepanz ist auch auf 
die mangelnde Information 
und Diskussion zurückzufüh- 
ren", sagte Merkel. 

Deutliche Verbesserun- 

gen im Bereich der Kranken- 
häuser forderte Günter Kir- 
ste. Nur 40 Prozent der Kran- 
kenhäuser würden für eine 
Spende in Frage kommende 

Patienten mit Hirntod wei- 
termelden. „Viel zu wenige", 
so Kirste. Der Vorsitzende 
der Deutschen Stiftung Or- 
ganspende forderte die Be- 
völkerung auf, sich frühzeitig 
mit diesem Thema zu be- 
schäftigen. „Damit werden 
dann auch die Angehörigen 
unterstützt", indem sie 
schlussendlich nicht selbst 
die Entscheidung über eine 
Spende treffen müssten. 

Scharfe Kritik an der Bun- 
desregierung übte Julia Klöck- 
ner. Die Kürzung der Mittel 

bei der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung 
verhindere Fortschritte bei 
der Zahl der Organspender. 

„Es ist wichtig, dass die Men- 
schen, die bereit sind zu 
spenden, auch abgeholt wer- 
den." Im Hinblick auf das 
Transplantationsgesetz von 
1997 sei es an der Zeit nach- 
zufragen, ob das formulierte 

Ziel „Organspende als Ge- 
meinschaftsaufgabe" erreicht 
worden sei. CDU und CSU 
hätten sich daher mit Nach- 
druck für die Aufnahme des 
Themas in die Enquete-Kom- 

mission eingesetzt. Für die 
Union formulierte Klöckner 

drei vorrangige Ziele: 1. Es 
müsse regelmäßig und öffent- 
lich Aufklärungsarbeit statt- 
finden. 2. Jedes Bundesland 

muss verpflichtet werden, 
Transplantationsbeauftragte 

zu benennen. 3. Die Kranken- 
häuser müssen verstärkt mit 

einbezogen werden. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

Grüne täuschen 
Verbraucher 
übergrüne 
Gentechnik 

Erklärung zur aktuellen Dis- 
kussion über Grüne Gen- 
technik: 

Die initiierte Kampagne 
der Grünen zielt darauf ab, 

Gentechnik zu stigmatisie- 
ren und schon vorhandene 
Verunsicherungen zu stär- 
ken. Sie entbehrt jeder 
sachlichen Grundlage und 
befindet sich abseits von al- 
len wissenschaftlichen Er- 
kenntnissen. 

Diese ideologisch ableh- 
nende Haltung ist einer 
partei, die sowohl im Bund 
Wie auch in Ländern Regie- 
r|Jngsverantwortung trägt, 
nicht angemessen. 

So erklärt Bärbel Höhn, 
Urnweltministerin in Nord- 
rhein-Westfalen, die Risi- 
ken seien „völlig ungeklärt". 
Aber nach derzeitigem welt- 
weit erarbeiteten wissen- 
schaftlichen Stand geht 
keine Gefahr vom Anbau 
Sentechnisch veränderter 
Ganzen aus. Vielmehr wer- 
den diese Organismen vor 
'brer Zulassung auf ihre 
Verträglichkeit für Mensch 
und Umwelt umfassend un- 
tersucht. 

Ebenso falsch ist der Vor- 
Wurf, die CDU/CSU blockie- 
re im  Bundesrat das neue 

Helmut Heiderich 

Gentechnikgesetz und da- 
mit die Koexistenz. Leider 
kennen die Kollegen von 
Bündnis 90/Die Grünen das 
parlamentarische Gesetzge- 
bungsverfahren nicht. Denn 

gerade Bundesministerin 
Künast hat unnötige Verzö- 

gerungen verursacht, weil 
sie fast zwei Jahre das not- 
wendige Gesetz nicht im 
Bundestag eingebracht hat. 

Auch der Vorwurf, uni- 
onsregierte Länder führten 
mit den Freilandversuchen 
in sieben Bundesländern die 
Gentechnik durch die Hin- 
tertür ein, geht ins Leere: 
Das SPD/PDS-regierte Meck- 
lenburg-Vorpommern und 

das CDU/SPD-regierte Bran- 
denburg sind beteiligt. Viel- 
mehr hat Frau Künast im 
Frühjahr 2004 sieben Sorten 
Bt-Mais vorab zugelassen 
und damit den Erprobungs- 
anbau ermöglicht. 

Selbst bei der Europa- 
wahl werben die Grünen 
mit falschen Wahlplakaten: 

Ursula Heinen 

„Good Food statt Gen- 
Food" impliziert, dass gen- 
technisch veränderte Pflan- 
zen schlecht und unsicher 
seien - eine Beleidigung 
aller, auch Bundesministe- 

rin Künast unterstehenden, 
Behörden, welche durch in- 
tensive Sicherheitsüberprü- 
fung genau dies ausschlie- 
ßen. 

Auch das Auskunftsbe- 
gehren über die konkrete 
Lage des Erprobungsanbaus 
ist heuchlerisch. Nach den 
Zerstörungen der letzten 
Freilandversuche, bei denen 

auch Forschungsversuche 
der Bundesregierung ge- 
zielt verwüstet wurden, ist 
die Angst vor neuen Zer- 
störungen begründet. Ver- 
ständlich, dass die Beteilig- 
ten die Standorte nicht ver- 
öffentlichen wollen. Dies 
hat die Bundesregierung 
selbst mitverschuldet. 

Überdies besteht bei pri- 
vaten Anbauflächen nach 
dem Saatgutverkehrsgesetz 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

keine Pflicht zur Veröffent- 
lichung der Standorte. Dies 
sollte der Bundesregierung 
bekannt sein. Sie sollte da- 
her vom Auskunftsbegeh- 

ren von Greenpeace Ab- 
stand nehmen anstatt es zu 
unterstützen. 

Vielmehr müssen sich die 
Grünen einschließlich Bun- 
desministerin Künast fragen 
lassen, 
• warum sie transparente 
Erprobungsanbauten zur 
Klärung schwieriger Fragen 
noch nicht zugelassen ha- 
ben, 

weshalb die Bundesmi- 
nisterin die inkonsequenten 
Kennzeichnungsregelungen 

im Ministerrat mitgetragen 
hat, 

weshalb die Bundesmini- 
sterin der Zulassung von Bt 
11 - Mais in Brüssel nicht 
widersprochen hat 

und weshalb die Bundes- 
regierung nicht schon längst 
eine sachliche Aufklärungs- 
kampagne über Chancen 
und Risiken derGrünenGen- 
technik gestartet hat. 

Dies sind die entschei- 
denden Punkte, wenn ei- 

nem wirklich an Wahlfrei- 
heit der Verbraucher gele- 
gen ist. So aber betrei- 
ben die Grünen und ihre 
Hilfstruppen in ihrem Wind- 
schatten bewusste Verbrau- 
chertäuschung. 

Helmut Heiderich ist 
der Fraktionsbeauftragte für 
Bio-   und   Gentechnologie 

und Ursula Heinen ist die 
Beauftragte für Verbrau- 
cherschutz und Lebensmit- 
telsicherheit in der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Rot-Grün muss 
Kulturarbeit wieder 

ernst nehmen 

Stellungnahme anlässlich 

der ersten Lesung des An- 
trages der Unionsfraktion 

„Das gemeinsame histori- 
sche Erbe für die Zukunft 
bewahren" (Drucksache: 
15/2819) im Deutschen 

Bundestag: 
Seit Jahren kommt die 

rot-grüne Bundesregierung 

ihren   Verpflichtungen   aus 

RECHTSBEUGUNG IM KANZLERAMT? 

Die Unionsfraktion hat ei- 
ne Kleine Anfrage zum 
Verdacht des Verstoßes 
gegen den verfassungs- 
rechtlich garantierten An- 
spruch auf rechtliches 
Gehör und den Grundsatz 
des fairen Verfahrens 
durch den Chef des Bun- 
deskanzleramtes, Staatsse- 
kretär Steinmeier, sowie 
den Vorermittlungsführer 

Hirsch und die Kenntnisse 
von Bundeskanzler Schrö- 
der von diesen Vorgängen 
beschlossen. Die bisher ge- 
wonnenen Erkenntnisse in 

der Schröder/Steinmei- 
er/Hirsch- Affäre führen zu 
einem schwerwiegenden 
Vorwurf: Strafrechtlich 

steht der Verdacht des 
Verbrechens der Rechts- 
beugung (§ 339 StGB) so- 
wie die Verletzung der Ver- 
schwiegenheitspflicht in 

dienstlichen Angelegen- 
heiten (§ 203 StGB) im 
Raum. Es besteht unter an- 
derem der schwerwiegen- 
de Verdacht, dass Staats- 
sekretär Steinmeier als 
verantwortlicher Dienst- 
vorgesetzter und der Vor- 

ermittlungsführer Hirsch 
im Zuge der Ermittlungen 

im Bundeskanzleramt we- 
gen angeblich unzulässiger 

Aktenvernichtungen und 
Datenlöschungen willkür- 
lich den verfassungsrecht- 

lich garantierten Anspruch 

auf rechtliches Gehör mis- 
sachtet haben, um die 
frühere Bundesregierung 

öffentlichkeitswirksam an 
den Pranger stellen zu kön- 
nen. Auf diese Weise sollte 
vom eigenen rot-grünen 

Regierungsversagen abge- 

lenkt werden. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

§ 96 Bundesvertriebenen- 
und Flüchtlingsgesetz (BVFG) 
nicht nach. Die so genannte 
Neukonzeption der Bundes- 
regierung zur Vertriebenen- 
kulturarbeit wird seit Jahren 
lediglich dazu genutzt, die 
Haushaltsansätze zu redu- 
zieren und die Heimatver- 

triebenen und ihre Organisa- 
tionen aus der Mittelbewirt- 
schaftung auszuschließen. 

Seit 1999 wurden die 
Etatansätze für die Aufga- 
ben des § 96 BVFG um rund 
40 %, von 25 Mio. Euro auf 
15 Mio. Euro, reduziert. 

Größte Streichposition 
War dabei die wichtige kul- 
turelle Breitenarbeit der 
Vertriebenen. Damit be- 
schreitet Rot-Grün fortlau- 
fend den Weg von einer le- 
bendigen Kulturarbeit hin- 
ein ins Museum. 

Das Ziel einer lebendi- 
gen Volks- und Alltagskultur 
wird von der Bundesregie- 

rung offensichtlich nicht 
verfolgt. Die regionalspezifi- 
sche und vielfältige Struktur 
einer dezentralen Kulturar- 
beit wurde aufgegeben. 

Und angesichts der er- 
folgten Osterweiterung der 
Europäischen Union ist es 
nicht zu verstehen, dass die 
rot-grüne Bundesregierung 
*ür die grenzüberschreiten- 
de Kulturarbeit keine Mittel 
^ehr vorsieht. 

Mit ihrem Antrag fordert 
die   CDU/CSU-Bundestags- 

Erwin Marschewsk 

fraktion die rot-grüne Bun- 
desregierung auf, eine Neu- 
konzeption ihrer Neukon- 
zeption der Kulturarbeit 
nach § 96 BVFG vorzuneh- 
men. In diese Konzeption 
sollen: 

• die kulturschaffenden 
Einrichtungen der Heimat- 
vertriebenen einbezogen 
werden, 
w im grenzüberschreiten- 
den Austausch mit den Part- 
nern in Europa das gemein- 
same kulturelle Erbe gesi- 
chert und zukunftsgerichtet 

weiterentwickelt werden, 
eine Förderstruktur ge- 
schaffen werden, die dieser 
Kultur von nationalem Rang 
entspricht. 

Erwin Marschewski ist 
der Vorsitzende der Ar- 
beitsgruppe „Vertriebene 
und Flüchtlinge" der CDU/ 
CSU-Bundestagsfraktion. 

Rot-grüne 
Verzögerungstaktik 

bei Graffiti- 
Bekämpfung 

Erklärung zu den aktuellen 
Protesten von Betroffenen 
aus allen Regionen der Bun- 
desrepublik und zu dem 
von Rot-Grün im Bundes- 
tag verschleppten Verfah- 
ren des Graffiti-Bekämpf- 
ungsgesetzes: 

Seit Jahren verzögert die 
Koalition eine Verbesse- 
rung d- r Rechtslage in der 
Graffiti-Bekämpfung.   Jetzt 

MITMACHEN UND GEWINNEN! 

Die CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion bietet auf www. 
durchklick.de ein neues 

Quiz an. Testen Sie Ihr Wis- 
sen über die CDU und die 
deutsche Geschichte. In 
unregelmäßigen Abstän- 
den läuft das Quiz für ei- 
nen begrenzten Zeitraum 
als  Gewinnspiel.  Wer  in- 

nerhalb dieses Zeitraums 
die höchste Punktzahl er- 

reicht, gewinnt einen Sach- 
preis. Der Gewinner kann 
aus einer Reihe von ver- 
schiedenen Büchern und 
Multimediaangeboten 
rund um die Politik und die 
Bundeshauptstadt Berlin 
wählen. 
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Aus der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 

hindern offensichtlich die 
anstehenden Kommunal- 
und Landtagswahlen die 
Bundesregierung daran, ein- 
deutig Stellung zu beziehen. 
Wie bereits in der letzten 
Legislaturperiode (1998- 
2002) wird erneut eine Lö- 
sung verhindert. Die rot- 
grünen Strategen verstri- 
cken sich vielmehr in über- 
holten ideologischen Dis- 
kussionen. 

Dabei liegt klar auf der 
Hand, dass schon zur Erhal- 
tung des Vertrauens in un- 
sere Rechtsordnung drin- 
gend gehandelt werden 
muss. Der angerichtete 
Schaden wächst täglich um 
ca. eine halbe Mio. Euro an. 
Allein die deutschen Kom- 
munen beseitigen jährlich 
Graffitis für weit über 200 
Mio. Euro - die unbeseitig- 
ten Schäden nicht einge- 
rechnet. Die Auswirkungen 
auf den Immobilienmarkt 
und die verheerenden so- 
zialen und städtebaulichen 
Folgen der Graffitischmie- 
rereien sind ausführlich do- 
kumentiert und veröffent- 
licht. 

Dem wachsenden Un- 
mut und der Unsicherheit 
in der Bevölkerung steht 
bis heute ein nicht ausrei- 
chendes Strafrecht gegen- 
über. Da ertappte Graffi- 
tischmierer keine ernsthaf- 
ten Sanktionen fürchten 
müssen,   bleibt   auch   die 

Aufklärungsrate erschre- 
ckend gering. 

Die von der Union seit 
langer Zeit geforderte un- 
missverständliche straf- 
rechtliche Einordnung von 
Graffitischmierereien muss 
dabei auch als Facette einer 
Gesamtstrategie gesehen 
werden. Diese richtet sich 
gegen zunehmenden Van- 
dalismus und andere Über- 
griffe in unseren Städten 
und Gemeinden. Es geht um 
die Deutlichmachung ge- 
sellschaftlicher Überein- 
künfte, wie der Achtung vor 
den Rechten anderer. 

Während Rot-Grün vor 
diesen Entwicklungen und 
Gefahren kapituliert, for- 
dert die Union ein rasches 
und effektives Vorgehen. 
Die Ergänzung des Strafge- 
setzbuches ist längst über- 

fällig. 
Peter Götz ist der kom- 

munalpolitische Sprecher 
der CDU/ CSU-Bundestags- 

fraktion. 

ABSCHAFFUNG AUF 
RATEN FÜR DIE ZVS 

Die bildungspolitische 
Fraktionssprecherin, 

Katherina Reiche, er- 
klärte zur Herausnahme 

der BWL aus dem ZVS- 
Verfahren: 

Die Herausnahme der 
Studienplätze für BWL 
aus dem ZVS-Verfahren 
ab dem Sommersemester 

2005 ist ein gutes Signal 
für Studierende und Hoch- 
schulen in Deutschland. 
Sie bringt wieder ein 
Stück mehr Autonomie 
und Freiheit für die Hoch- 
schulen. Die deutsche 
Hochschullandschaft 

braucht dringend Refor- 
men. Eine der wichtigs- 
ten ist die Stärkung der 
Selbstauswahl. Die Hoch- 
schulen müssen sich für 
ihre Studiengänge die ge- 
eignetsten Bewerber aus- 
suchen dürfen, die Stu- 
dierenden sich im Gegen- 

zug die Hochschulen und 
Studiengänge, die am be- 
sten auf ihre Bedürfnisse 
zugeschnitten sind. Die 
Zwangsverteilung nach 
dem ZVS-Verfahren passt 
nicht mehr in unsere Zeit. 
Die ZVS in ihrer jetzigen 
Form muss abgeschafft 
werden. Sie kann zu einer 
Serviceeinrichtung für die 
Länder und Hochschulen 

werden. 
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Evangelischer Arbeitskreis 

14.  Berliner Theologisches Gespräch 

„Grenzen der pluralen Gesellschaft - 
welche Werte sind für uns verbindlich?" 

Unter diesem Thema fand 
das 14. Berliner Theologi- 
sche Gespräch statt, zu dem 
der Evangelische Arbeits- 
kreis der CDU/CSU (EAK) 
in das Foyer des Konrad- 

Adenauer-Hauses geladen 
hatte. 

Welche Rolle sollen christ- 
liche Werte in unserer Ge- 
sellschaft zukünftig spielen? 
Wie kann das Miteinander 
der Religionen in der Bun- 
desrepublik zum Vorteil aller 
fortentwickelt werden? Dies 
Waren nur einige der Fragen, 
mit denen sich die Diskutan- 
ten auseinandersetzten. 

Nach der Begrüßung 
durch den EAK-Bundesvor- 
sitzenden, Thomas Rachel 
MdB, erörterte zunächst Dr. 
Werner Thiede das Thema 
aus theologischer Sicht. Sei- 
ner Ansicht nach drohe je- 
dem Wertepluralismus die 
lr,direkte, wenn auch nicht 
°ffensichtliche Gefahr eines 
Wertewandels, mit dem län- 
gerfristig ein Verfall frei- 

heitlicher Grundwerte ein- 
hergehe. Einen Schutz ge- 
gen diesen schleichenden 
Werteverfall biete nur eine 
engagierte Besinnung auf 
^en Grundwert unserer Ge- 

sellschaft,  nämlich  auf die 

religiös fundierte Menschen- 
würde. Da die Beantwor- 
tung der Frage, welche Wer- 
te gesellschaftlich verbind- 
lich seien, von einer positi- 
ven bzw. negativen Glau- 
benseinstellungen abhänge, 
müssten sich nach Auffas- 
sung des systematischen 
Theologen aus Erlangen die 
Kirchen engagiert in die 
Wertediskussion einbringen. 

Andere Akzente setzte Bas- 
sam Tibi in seinem Ein- 
führungsreferat. Der Göttin- 
ger Hochschullehrer stellte 
die Wertedebatte vor allem 
vor dem Hintergrund der 
Einwanderungspolitik dar. 
Wer seiner Meinung nach 
für Einwanderung eintrete, 
die im Gegensatz zur Zu- 
wanderung kein chaotischer, 
sondern ein rechtlich und in- 
stitutionell geregelter Pro- 
zess sei, der müsse auch für 
eine Integration der Zuge- 
wanderten sein, denn nur so 

könnten diese zu Bürgern 
als Mitglieder des Gemein- 
wesens werden. Eine Inte- 
grationspolitik hätte jedoch 
nur dann Erfolg, so Tibi wei- 
ter, wenn es einen Konsens 

über eine zivilgesellschaft- 
liche Werteorientierung ge- 
be, die auch als europäische 
Leitkultur bezeichnet wer- 
den könne. Damit demokra- 
tiefeindlichen Kräften, wie 
z.B. Isla..listen oder Djihadis- 
ten, in Deutschland kein 
Nährboden bereitet werde, 
plädierte Tibi für ein Kon- 
zept des so genannten Euro- 
Islam. Eine solche reform-is- 
lamische Interpretation des 
Islam müsse europäische 
Werte enthalten, die auch 
islamistisch begründet wer- 
den könnten. 

Für die fast 200 Teilneh- 
mer der Veranstaltung war 
es ein interessanter Abend, 
der traditionell mit einem 
Empfang ausklang. 
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Bundespräsidentenamt 

Senioren  Union 

Unterstützung für Köhler beim 
Generationenausgleich 

Otto Wulff 

Die Senioren Union der 
CDU Deutschlands hat das 
Bekenntnis des neu ge- 
wählten Bundespräsiden- 
ten Horst Köhler zum Aus- 
gleich der Generationen 

begrüßt. 
„Es war wichtig und rich- 

tig, dass der neue Bundes- 
präsident ein gutes Verhält- 
nis zwischen den Generatio- 
nen ausdrücklich als eines 
der wesentlichen Ziele sei- 
ner Amtszeit bezeichnet 
hat", erklärte der Bundes- 
vorsitzende der CDU-Se- 
nioren-Organisation, Otto 
Wulff. „Der Präsident kann 
dabei auf allen Ebenen auf 
die Unterstützung der Se- 

niorinnen und Senioren 
zählen. Unsere Gesellschaft 
braucht den Ausgleich von 
Alt und Jung, nicht aber eine 

ständige Auseinanderset- 
zung zwischen den Genera- 
tionen." 

Nachdrücklich werden 
von der Senioren Union auch 
Köhlers Aussagen für einen 
Vorrang der Familienpoli- 
tik, ein kinderfreundlicheres 
Deutschland und eine besse- 
re Vereinbarkeit von Familie 

und Beruf für die Frauen un- 
terstützt. Wulff: „Professor 
Köhler hat zu einem Ideen- 
wettbewerb für das Deutsch- 
land des 21. Jahrhunderts 
aufgerufen. Gerade in die- 
sen Bereichen werden wir 
Senioren uns mit Initiative 
und Tatkraft an diesem Wett- 
bewerb beteiligen." 

BUNDESPRÄSIDIALAMT 

Neuer Leiter des Bundes- 
präsidialamtes wird der 
Vorsitzende der deut- 
schen Stiftung „Erinne- 
rung, Verantwortung 
und Zukunft" zur Ent- 
schädigung von NS-Op- 
fern, Michael Jansen. 

Seine „breite" berufli- 
che Erfahrung werde den 
63-Jährigen Juristen zu ei- 
nem „exzellenten" Leiter 
des Bundespräsidialam- 
tes machen, zeigte sich 
Horst Köhler überzeugt. 
Michael Jansen war 18 
Jahre im Auswärtigen 
Amt mit Stationen in 
Brüssel, Madrid und Cara- 
cas tätig. 1990 wechselte 
er in die Wirtschaft und 
wurde Generalbevoll- 

mächtigter   der   Degussa 

AG. Dort war er vor allem 
für die weltweite Steue- 
rung des Vertriebs zu- 
ständig. Im Herbst 2000 
wurde er zum Vorsitzen- 
den der Stiftungsinitia- 

tive der deutschen Wirt- 
schaft gewählt. Jansen ist 
verheiratet und Vater von 
drei Söhnen. Der Chef des 
Bundespräsidialamtes ist 
dem Protokoll nach der 
ranghöchste beamtete 
Staatssekretär des Lan- 
des. CDU-Mitglied Jansen 
hat ein ständiges Teil- 
nahmerecht an Sitzun- 
gen des Bundeskabinetts 
und nimmt als Beobach- 
ter auch an Sitzungen 
des vertraulich beraten- 
den Bundessicherheits- 

ratsteil. 
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Bundespräsidentenamt 

Buchvorstel lung 

„Offen will ich sein - 
und notfalls unbequem u 

Unter diesem Buchtitel 
gibt der designierte Bun- 
despräsident Horst Köhler 
Einblicke in sein Amtsver- 
ständnis und stellt seine 
politischen Wegbeglei- 
tern, Freunden, Familie 
und Vorbildern der Öffent- 
lichkeit vor. 

Wer das Buch liest, lernt 
aber auch den privaten 
Horst Köhler kennen. Um 
sich fit zu halten, joggt er 
zwei Mal pro Woche und 
dies will er auch beibehal- 
ten. Der 61-Jährige wandert 
gern, fährt Ski und hat mit 
Ehefrau Eva, mit der er seit 
35 Jahren verheiratet ist, 
angefangen Golf zu spielen. 
Auf die Opern in Berlin 

freut sich das künftige 
Staatsoberhaupt ganz be- 
sonders. 

Im Mittelpunkt seiner 
Tätigkeit als Bundespräsi- 
dent wird das Werben um 
vertrauen stehen. Dafür will 
er Anstöße geben, den Dia- 
'°g suchen und die Bürger 
auch auf notwendige Refor- 
men vorbereiten. „Die Men- 
schen sollen spüren, hier 
kümmert sich einer", hofft 
Horst Köhler, der sein Amt 
arn 1. Juli von Johannes Rau 
übernimmt.  Deshalb  wolle 

er zuhören, aber auch recht- 
zeitig das Wort erheben. 
Seine mit großen Emotio- 
nen verbundene Rede vor 
der Bundesversammlung war 
nur ein erster Schritt. Be- 
sonders wichtig ist ihm eine 
Wertediskussion, „denn die 
Ökonomie könne nicht alles 
sein", so der promovierte 
Volkswirt. 

„Ich trete aber nicht als 
einer auf, der alles besser 
weiß", ergänzte Horst 
Köhler. 

Für Deutschland sieht 
Horst Köhler einen enor- 
men Reformbedarf. Dies er- 
fordere das „Bohren von 
dicken Brettern", meinte er. 
Das künftige Staatsober- 
haupt betonte aber auch: 
„Unsere Probleme sind lös- 
bar." Angela Merkel traut er 
die Lösung zu: „Ich gehe si- 
cher nicht zu weit, wenn ich 
sage: Natürlich kann eine 

Partei- und Fraktionsvorsit- 
zende auch eine gute 

Bundeskanzlerin wer- 
den, die Deutschland aus 
seiner Malaise herausführt." 
Mit ein paar kleinen Korrek- 
turen sei es nicht getan. Be- 
sonders am Herzen liegt 
Horst Köhler die Situation 
in   den   neuen   Bundeslän- 

HORST KOHLER 
»OFFEN SEIN - 
UNDN NBEOUEM« 

dem. „Es ist vieles erreicht 
worden. Daher ist es falsch, 
irreführend, fast beleidi- 
gend, dass der Aufbau Ost 
dauernd abgemeiert wird." 
Optimimus könnten die 
Deutschen vor allem von 
den Amerikanern lernen, 
gibt Horst Köhler seinen 
Landsleuten mit auf den 
Weg. So hat er sich als Mot- 
to für die kommenden fünf 
Jahre „Ermutigen, ermun- 
tern und nicht Pessimismus 
streuen!" auserkoren. 

„Horst Köhler „Offen will 
ich sein - und notfalls unbe- 
quem" - Ein Gespräch mit 
Hugo Müller-Vogg." Hoff- 
mann und Campe, 224 Sei- 
ten, 17,90 Euro. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

Fax 05241.8041892 

Bestellschein Infomaterialien/Werbeartikel 

arvato logistics services 
- IS-Versandzentrum - 
Postfach 1162 
33759 Versmold 

Absender/KV-Nr. 
Rechnungsanschrift 

Lieferanschrift 
(falls nicht identisch) 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

CDU-Verband oder Name 

Ansprechpartner 

Straße, Nr. 

PLZ, Ort 

Bitte vollständig in Druckschrift ausfüllen. Sie erleichtern uns dadurch die Bearbeitung. 

Anzahl Bestell-Nummer Titel- bzw. Artikelbezeichnung Einzelpreis Gesamtpreis 

Datum, Unterschrift 

Die Versandkosten werden gemäß den Versandbedingungen berechnet. 
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Öffentlichkeitsarbeit 

^er neue Bierdeckel ift *U! 

Bierdeckel 
Bestell-Nummer:9292 
Preis je 600 Stück: 15,90 € 
inkl. MwSt.: 18,44 € 

Fußball-EM-Kalender 2004 

Bestell-Nummer:9653 
Preis je 100 Stück: 5,00 € 
inkl. MwSt.: 5,80 € 

Kleiner Ball - in 2 versch. Farben 
20 Bälle im Netz inkl. einer Ballpumpe. 

Bestell-Nummer: 9823 
Preisje20Stück-\^&0€    *-5J&* € 

inkl. MwSt.: 122 JP\ WJM  € 

Lederfußball 

Bestell-Nummer: 9614 
Preis je lStütk: 13,20 € 
inkl. MwSt.: 15,31 € 
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Union   Betriebs   GmbH 
Postfach   1190 
53348   Rheinbach 
PVSt,   Deutsche   Post   AG 
Entgelt   bezahlt. 

Danke 
für Ihr Vertrauen 

Überkleber „Danke für Ihr Vertrauen" 

42,5 cm x 15 cm 
Bestell-Nummer: 8196 
Preis je 250 Stück: 20,20 € 

inkl. MwSt.: 23,43 € 
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BESTELLANSCHRIFT 

arvato logistics services 
Bertelsmann-Versandzentrum 

Postfach 1162,33759 Versmold 
Telefax 052 41-8 0418 92 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 


